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fen und zu beurteilen und dabei ggf. nicht dem wissen­
schaftlich-technischen Höchststand entsprechende Lösun­
gen zu korrigieren bzw. etwas zu ihrer Korrektur zu ver­
anlassen.

Wird festgestellt, daß der Kläger aus der mit ihm ver­
einbarten Arbeitsaufgabe heraus nicht verpflichtet war, 
die im Neuerervorschlag enthaltene Leistung zu erbringen, 
wäre der Frage nachzugehen, inwieweit ihm zulässiger­
weise der Auftrag erteilt wurde, das ihm vorgelegte Pro­
jekt auf mögliche Verbesserungen und Veränderungen zu 
überprüfen. Der Kläger hat bestritten, einen solchen Auf­
trag erhalten zu haben. Zu seiner wiederholten Behaup­
tung, er habe lediglich einem anderen Kollegen eine Ge­
fälligkeit erweisen wollen, habe jedoch keinen konkreten 
Auftrag gehabt, werden weitere Feststellungen ebenfalls 
notwendig sein.

Sollte sich die Behauptung des Klägers als zutreffend 
erweisen, wäre in rechtlicher Hinsicht davon auszugehen, 
daß auch bei einer freiwillig übernommenen Arbeitslei­
stung innerhalb des Arbeitsrechtsverhältnisses der Werk­
tätige pflichtgemäß zu arbeiten hat. Bezogen auf den hier 
zu entscheidenden Sachverhalt würde sich das auf die 
Frage konzentrieren, ob die vom Kläger übernommene 
Überprüfung von Berechnungen und Maßangaben die Prü­
fung des Projekts mit einschloß. Jedoch müßte als Voraus­
setzung dafür festgestellt sein, um welche Art von Pro­
jektänderung es sich handelte und inwieweit es dabei um 
grundlegende Veränderungen oder bloße Korrekturen 
ging.

Erst wenn diese Fragen geklärt sind, wird eine ab­
schließende Entscheidung über den vom Kläger erhobe­
nen Vergütungsanspruch getroffen werden können.

Aus diesen Gründen war die auf einem nicht ausrei­
chend aufgeklärten Sachverhalt beruhende Entscheidung 
des Bezirksgerichts (§ 45 Abs. 3 ZPO) aufzuheben und der 
Streitfall zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an 
dieses Gericht zurückzuverweisen (§ 162 Abs. 1 Satz 1 
ZPO).

§53 GBA; §11 Abs. 1 der Ordnung über die Verleihung 
des Ehrentitels „Kollektiv der sozialistischen Arbeit“. 
Gegen die Entscheidung eines Betriebsleiters, daß ein 
Werktätiger keinen Anteil von der im Zusammenhang mit 
der Verleihung des Ehrentitels „Kollektiv der sozialisti­
schen Arbeit“ gewährten kollektiven Anerkennungsprämie 
erhält, ist der Gerichtsweg nicht gegeben.
BG Suhl, Urteil vom 17. Mai 1977 - BAB 5/77.

Der Kläger arbeitet in einem Krankenhaus. Er war bis 
1975 Mitglied eines „Kollektivs der sozialistischen Arbeit“. 
Bei der erneuten Verteidigung dieses Titels im Jahre 1976 
wurde er im Einvernehmen mit dem Kollektiv und mit 
gewerkschaftlicher Zustimmung nicht mit ausgezeichnet. Er 
erhielt keinen Anteil an der Kollektivprämie und keine Ur­
kunde. Diese Maßnahme wurde damit begründet, daß die 
Arbeitsleistungen des Klägers nicht immer zufriedenstel­
lend gewesen seien, er die Arbeitszeit nicht voll ausgenutzt 
habe und wegen einer Eigentumsverfehlung zur Verant­
wortung gezogen werden mußte. Auch habe er seine inner­
halb des Kollektivs für das Jahr 1976 übernommenen in­
dividuellen Verpflichtungen nur ungenügend erfüllt.

Der Kläger hat bei der Konfliktkommission beantragt, 
die verklagte Einrichtung zur Zahlung des Prämienanteils 
zu verpflichten. Die Konfliktkommission wies den Antrag 
des Klägers zurück, weil sie nicht zuständig sei. Bei der 
geforderten Prämie handele es sich um eine Anerken­
nungsprämie, für die der Gerichtsweg nicht gegeben sei.

Das Kreisgericht hat auf den Einspruch des Klägers 
die Verklagte verpflichtet, an den Kläger eine Prämie von 
100 M zu zahlen, und im übrigen die Klage abgewiesen. 
Zur Begründung hat es ausgeführt, daß es sich bei der 
vom Kläger geforderten Prämie um eine Erfüllungsprämie 
handele. Die Arbeitsleistungen des Klägers rechtfertigten 
unter Berücksichtigung der bei der Jahresendprämie ent­
wickelten Differenzierungsprinzipien bei Disziplinverstö­
ßen zwar nicht den vollen Anteil von 225 M an der Kol-
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lektivprämie, ein Betrag von 100 M stehe dem Kläger je­
doch zu.

Gegen dieses Urteil hat die Verklagte Berufung einge­
legt und vorgetragen, daß die vom Kläger gezeigten Ar­
beitsleistungen keine Prämiierung rechtfertigen. Für die 
Verklagte gelte die VO über Planung, Bildung und Ver­
wendung des Prämienfonds und des Kultur- und Sozial­
fonds in den staatlichen Organen und staatlichen Einrich­
tungen vom 31. Januar 1974 (GBl. I S. 105). Diese Verord­
nung sehe keine Jahresendprämie mit dem Charakter der 
Erfüllungsprämie vor. Die Arbeitsleistungen im Gesund­
heitswesen seien nicht nach klaren Leistungskriterien meß­
bar; damit fehlten die Voraussetzungen einer Erfüllungs­
prämie gemäß § 53 Abs. 3 GBA.

Die Verklagte hat beantragt, das Urteil des Kreisge­
richts aufzuheben und die Forderung des Klägers abzuwei­
sen.

Der Kläger hat beantragt, die Berufung abzuweisen.
Der Vertreter des Bezirksvorstandes der Gewerkschaft 

Gesundheitswesen hat den Standpunkt vertreten, daß es 
sich bei der vom Kläger geforderten Prämie um eine An­
erkennungsprämie nach § 11 Abs. 1 der Ordnung über die 
Verleihung des Ehrentitels „Kollektiv der sozialistischen 
Arbeit“ (Anlage zur VO über den Ehrentitel „Kollektiv 
der sozialistischen Arbeit“ vom 13. September 1972 [GBl. II
S. 597]) handele, für deren Gewährung nach der kollek­
tiven Einschätzung die entsprechenden Leistungen des Klä­
gers nicht Vorgelegen hätten.

Die Berufung hatte Erfolg.

Aus den Gründen:
Das Kreisgericht hat den Sachverhalt ausreichend aufge­
klärt, jedoch aus ihm nicht die richtigen Schlußfolgerungen 
gezogen.

Grundsätzlich werden Prämien für die Erreichung 
überdurchschnittlicher Arbeitsleistungen zusätzlich zum 
Lohn gewährt. Auf diese Prämien besteht ein auch vor 
den gesellschaftlichen und staatlichen Gerichten durch­
setzbarer Rechtsanspruch, wenn die nach § 53 Abs. 3 GBA 
für die Prämien vorgegebenen meßbaren Leistungskrite­
rien erfüllt sind, es sich also um Erfüllungsprämien han­
delt.

Sollen prämiierungswürdige überdurchschnittliche Lei­
stungen, die nicht anhand konkret meßbarer Arbeits­
ergebnisse nachgewiesen werden können, mit einer Geld­
prämie anerkannt werden, so ist das in Form von Aner­
kennungsprämien möglich. Die Gewährung einer solchen 
Prämie liegt im sachlichen Ermessen des Betriebsleiters 
und erfolgt nach gewissenhafter kollektiver Einschätzung 
und mit gewerkschaftlicher Zustimmung. Auf die Gewäh­
rung einer solchen Anerkennungsprämie besteht in der 
Regel kein Rechtsanspruch, so daß für die Überprüfung 
der Entscheidung des Leiters der Gerichtsweg nicht ge­
geben ist.*

Das Kollektiv, dem der Kläger angehört, hat am
30. Juni 1976 ein Programm zur erneuten Verteidigung 
des Staatstitels „Kollektiv der sozialistischen Arbeit“ be­
schlossen, das Vorhaben zur vorbildlichen Erfüllung der 
Arbeitsaufgaben und gesellschaftliche Verpflichtungen ent­
hält. Konkret meßbare Leistungskriterien waren hierzu 
nicht zu erarbeiten.

Für eine Prämiierung besonders guter Leistungen nach 
diesem Programm war § 5 der VO über die Planung, Bil­
dung und Verwendung des Prämienfonds und des Kultur- 
und Sozialfonds in den staatlichen Organen und staatlichen 
Einrichtungen vom 31. Januar 1974 (GBl. I S. 105) anzu­
wenden. Eine Berechnung der Prämien wie bei der Jahres­
endprämie nach dem Grad der Erfüllung der vorgegebe­
nen Leistungskriterien, ggf. mit der entsprechenden Diffe­
renzierung für Disziplinverstöße, ist in diesen Fällen nicht 
möglich.

Entgegen der Meinung des Klägers, er habe seine Ar­
beitspflichten und freiwillig übernommenen Verpflichtun­
gen genauso wie die übrigen Kollektivmitglieder erfüllt, 
steht nach den Aussagen des Gewerkschaftsvertrauens­
mannes und des Leiters des Kollektivs fest, daß die Arbeit


